BFH Bundesfinanzhof %

Urteil vom 14. Oktober 2020, Il R 4/19

Im Wesentlichen inhaltsgleich mit BFH-Urteil vom 14.10.2020 Il R 27/18 - Einheitsbewertung eines SB-Markts
(Beitrittsgebiet)

ECLI:DE:BFH:2020:U.141020.11IR4.19.0
BFH II. Senat

BewG & 9 Abs 2, BewG & 129, BewG DDR & 10, BewG DDR & 52, BewDV & 3a, BewDV & 32, BewDV & 33, AO & 162,
BewRGr Abschn 37, GG Art 100 Abs 1, BVerfGG & 80

vorgehend Finanzgericht Berlin-Brandenburg , 11. Dezember 2018, Az: 3 K 3323/15
Leitsatze

1. Fur die Ermittlung der Gebaudenormalherstellungskosten eines SB-Markts im Beitrittsgebiet ist der Raum unterhalb
der Traufe voll anzurechnen.

2. Befinden sich unterhalb der Traufe Versorgungsleitungen, die mittels einer abgehangten Decke der Sicht entzogen
sind, steht dies der Vollanrechnung nicht entgegen.

Tenor

Die Revision der Kldgerin gegen das Urteil des Finanzgerichts Berlin-Brandenburg vom 12.12.2018 - 3 K 3323/15 wird
als unbegriindet zurlickgewiesen.

Die Kosten des Revisionsverfahrens hat die Klagerin zu tragen.

Tatbestand

1 Die Klagerin und Revisionsklagerin (Klagerin) ist Eigentimerin eines Grundsticks in dem in Art. 3 des
Einigungsvertrages (EinigVtr) benannten Gebiet, auf dem im Jahre 1995 ein Gebaude als Lebensmittelmarkt
errichtet worden war. Durch im Jahre 2012 fertiggestellte Umbau- und Erweiterungsmafinahmen, die zu einer
VergroRRerung der Kubatur fuhrten, baute sie das Gebaude in einen modernen Selbstbedienungsmarkt (SB-Markt)
um.

2 Das Dach ist ein Walmdach mit einem Pultdach im Eingangsbereich. Die obere Kante des Ringankers des Gebaudes,
die dem oberen Abschluss der Auf’enmauern in Hohe der Unterkante des Dachaufbaus entspricht, befindet sich in
einer Hohe von 4 m ab Bodenplatte. Darunter sind in Hohen zwischen 2,75 m und ca. 3,25 m nicht belastbare und
nicht begehbare abgehdngte Decken eingezogen. Daruber befinden sich Versorgungseinrichtungen fir Licht und
Klimatisierung.

3 Nach einem Schdtzungsbescheid vom 29.09.2014 stellte der Beklagte und Revisionsbeklagte (das Finanzamt --FA--)
im Rahmen der Einspruchsentscheidung vom 25.11.2015 den Einheitswert --Wertfortschreibung-- fiir das
Geschaftsgrundstuck auf den 01.01.2014 in der Weise fest, dass es beim Gebaudewert des Hauptgebaudes das
Raumvolumen bis zur Unterkante des Dachaufbaus von 7 736 m* zu je 24 DM/m? (als Warenhaus mittlerer
Ausstattung) ansetzte. Mit der Klage begehrte die Klagerin, nur das Raumvolumen bis zu den abgehangten Decken
von 6 507 m?® anzusetzen. Die weiteren Grundlagen der Bewertung sowie die gesonderte Bewertung einzelner
Bauteile stehen nicht im Streit.

4  Das Finanzgericht (FG) hat die Klage abgewiesen. Die Vorschriften zur Einheitsbewertung seien nach dem Urteil des
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Bundesverfassungsgerichts (BVerfG) vom 10.04.2018 - 1 BvL 11/14 u.a. (BVerfGE 148, 147, BGBL | 2018, 531) weiter
anwendbar. Danach sei fur die Abgrenzung des Dachraums vom ubrigen Baukorper die Unterkante des Dachaufbaus
(Ringanker) maRgebend. Uber & 129 des Bewertungsgesetzes (BewG) i.V.m. den &§ 10, 11 Abs. 1 und 2 und Abs. 3
Satz 2, 88 50 bis 53 des Bewertungsgesetzes der Deutschen Demokratischen Republik --DDR-- (BewG DDR) i.d.F.
vom 18.09.1970 (Gesetzblatt der DDR, Sonderdruck Nr. 674) und & 3a Abs. 1, §8 32 bis 46 der
Durchfiihrungsverordnung zum Reichsbewertungsgesetz (RBewDV) vom 02.02.1935 (RGBL | 1935, 81) sei gemaf

§ 32 Abs. 1 Nr. 2 RBewDV das Geschaftsgrundstiick mit dem gemeinen Wert i.S. des & 10 Abs. 1 BewG DDR zu
bewerten. Fir die Wertrlickrechnung auf den 01.01.1935 béten die gleichlautenden Landererlasse vom 25.06.1993
zur Bewertung von Warenhausgrundstiicken, Einkaufszentren sowie Grundstucken mit Grofdimarkten, SB-Markten,
Verbrauchermarkten und Messehallen im Beitrittsgebiet ab 01.01.1991 (BStBL | 1993, 528) in der Fassung der
Anderung durch die gleichlautenden Lindererlasse vom 16.02.2011 (BStBL | 2011, 283) eine sachgerechte
Schatzungsmethode. Nach deren Tz. 4.2.1 sowie der Zeichnung 4 der Anlage 1 (bildliche Erlauterungen der hier
mafgeblichen DIN 277 (1934) --abgeleitet--) sei der Raum zwischen abgehangter Decke und der Ebene durch die
Auflagepunkte des Dachs kein "nicht ausgebauter Dachraum®, sondern gehére vollumfanglich zur Kubatur.

Abschn. 37 Abs. 1 Satze 3 und 4 der Allgemeinen Verwaltungsvorschrift Uber die Richtlinien fiir die Bewertung des
Grundvermogens (BewRGr) sei im Beitrittsgebiet nicht anwendbar. Das Urteil des FG ist in Entscheidungen der
Finanzgerichte (EFG) 2019, 754 veroffentlicht.

Mit der Revision rugt die Klagerin eine Verletzung von &8 129 bis 133 BewG i.V.m. 88 32 Abs. 1 Nr. 2, 33 Abs. 2
Satz 1, Abs. 3 RBewDV und & 10 Abs. 1 BewG DDR, der Tz. 4.2.1 i.V.m. Anlage 1 der gleichlautenden Erlasse in
BStBL | 1993, 528, sowie der DIN 277 (Ausgabe 1934) sowie von Abschn. 37 Abs. 1 Satze 3 bis 5 BewRGr. Diese
Vorschriften verlangten allein nach einem nicht ausgebauten Dachraum, nicht aber danach, dass alle oder nahezu
alle den Dachraum umschlieRenden Flachen Dachflachen sein miissten. Daran fehle es schon bei Satteldachern
(zwei senkrechte Mauerflachen zur Umschliefung), aber auch bei Pultdachern, namentlich solchen mit
trapezformigem Querschnitt (vier senkrechte Mauerflachen zur Umschliefsung). Die den gleichlautenden
Landererlassen beigegebenen Zeichnungen seien zum einen zu vergrobernd und zum anderen eine fehlerhafte
Interpretation von Abschn. 37 Abs. 1 Satze 3 bis 5 BewRGr. Hinsichtlich des fehlenden Ausbaus unterscheide sich
der Raum zwischen der abgehangten Decke und der Unterkante der Dachkonstruktion nicht von dem daruber
liegenden Dachraum. Ein solcher Dachraum kdnne nicht Teil eines ausgebauten und unter der abgehangten Decke
befindlichen Vollgeschosses sein.

Die i.S. des Abschn. 37 Abs. 1 Satz 4 BewRGr "unterhalb des Daches aufgehangte (Staub-)decke” miisse notwendig
unter der Dachkonstruktion, ferner unter den Versorgungsleitungen liegen, da diese nicht durch die
Dachkonstruktion gefiihrt werden konnten. Lage die Untergrenze des Dachraums auf Hohe des Schnittpunkts
zwischen Dach und Aufienwand, liefe Abschn. 37 Abs. 1 Satz 4 BewRGr leer. Die Zeichnungen zu Abschn. 37
BewRGr enthielten keine abgehangten Decken und sagten dazu nichts aus. Abschn. 37 BewRGr sei auch im
Beitrittsgebiet anwendbar. Diese Auffassung vertrete die Finanzverwaltung selbst, was sich an deren Formblatt
EW 316/35 (das fur die Einheitswertermittlung nach den Wertverhaltnissen 01.01.1935 im Sachwertverfahren auch
neue Berechnungen nach der fur die Einheitsbewertung 1964 im Altbundesgebiet maRgebenden DIN 277 in der
Fassung 1950 zulasse) zeige. Dem entsprechend seien die Grundsatze ohne Weiteres anwendbar, die der
Bundesfinanzhof (BFH) in seinem Urteil vom 04.02.2010 - Il R 1/09 (BFH/NV 2010, 1244) aufgestellt habe und mit
dem er eine Konstellation wie die vorliegende bereits entschieden habe.

Soweit das FG meine, der fehlende Ausbau und die darauf beruhenden geringeren Herstellungskosten seien wegen
der typisierenden Betrachtung unerheblich, widerspreche das dem vorgeschriebenen Ansatz des gemeinen Werts.
Im Ubrigen habe die Finanzverwaltung seit Inkrafttreten des & 129 BewG die beantragte Ermittlung der Kubatur bis
auf wenige Ausnahmefalle akzeptiert.

Mit der Aussage, Abschn. 37 BewRGr sei nicht anwendbar, liege eine Uberraschungsentscheidung vor. Die
entsprechende Ansicht des FA sei in der mindlichen Verhandlung nicht thematisiert worden.

Die Klagerin beantragt,

unter Aufhebung der Vorentscheidung den Bescheid vom 25.11.2014 Uber den Einheitswert (Wertfortschreibung)
auf den 01.01.2014 in Gestalt der Einspruchsentscheidung vom 25.11.2015 dahin zu andern, dass das
Raumvolumen mit 6 507 m3 statt mit 7 736 m® angesetzt wird.

Das FA beantragt,
die Revision zurlickzuweisen.
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Das FG habe dem Grunde nach und im Ergebnis zutreffend die Regelungen zur Einheitsbewertung 1935
einschlieBlich der DIN 277 (1934) angewandt. Die BewRGr seien nicht anwendbar, da sie nur die Hauptfeststellung
1964 betrafen. Das Formblatt EW 316/35 ermdgliche zwar zu Vereinfachungszwecken die Berechnungen nach
Mafdgabe der Einheitsbewertung 1964 im Altbundesgebiet, teile aber weiter mit, dass das jeweilige FA daraus den
umbauten Raum ableiten werde. Es treffe im Ubrigen nicht zu, dass die Finanzverwaltung die beantragte Ermittlung
der Kubatur stets akzeptiert habe. Vielmehr wolle die Klagerin von der bisherigen Verwaltungspraxis abweichen.

Entscheidungsgrunde
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Die Revision ist unbegriindet und nach & 126 Abs. 4 der Finanzgerichtsordnung (FGO) zuriickzuweisen. Das FG hat
zu Recht erkannt, dass bei der Berechnung des Gebaudewerts das Raumvolumen zwischen der abgehangten Decke,
den AufRenwanden und der Ebene, die durch den tiefsten Schnittpunkt zwischen Gebaudewand und Dach verlauft,
einzubeziehen ist.

1. Der Senat wendet § 129 BewG einschliefilich der in & 129 Abs. 2 BewG enthaltenen Bezugnahmen an. Er vermag
sich keine Uberzeugung von der Verfassungswidrigkeit dieser Vorschriften zu bilden.

a) Das BVerfG hat bisher lber die Frage der Verfassungskonformitat dieser Vorschriften nicht entschieden. Die durch
BVerfG-Urteil in BVerfGE 148, 147, BGBL | 2018, 531 entschiedenen Verfahren betrafen ausschliefslich das auRerhalb
des Art. 3 EinigVtr genannte Gebiet. Das BVerfG hat ausdricklich die Normenkontrolle nicht auf die Bewertung von
Grundvermdogen im Beitrittsgebiet erstreckt.

b) Der Senat ist nicht von der Verfassungswidrigkeit der angewandten Normen des materiellen Rechts iberzeugt, so
dass eine Vorlage an das BVerfG nach Art. 100 Abs. 1 Satz 1 des Grundgesetzes (GG) i.V.m. &§ 13 Nr. 11 des
Bundesverfassungsgerichtsgesetzes (BVerfGG) und § 80 BVerfGG nicht in Betracht kommt. Er halt es schon fur
zweifelhaft, ob die Regeln fir die Einheitsbewertung im Beitrittsgebiet verfassungswidrig waren, wenn sie auf
Dauer Geltung beanspruchten. Jedenfalls laufen sie mittlerweile in zuldssiger Weise aus (vgl. zur Begrundung im
Einzelnen BFH-Urteil vom 27.05.2020 - 11 R 38/18, BFHE 269, 352, Rz 50 bis 60).

2. Der Wert kann nicht berechnet werden, sondern ist in Anlehnung an die hierfur erlassenen gleichlautenden
Erlasse in BStBL 1 1993, 528 als Verwaltungsanweisungen der Lander zu schatzen.

a) Es ist § 129 BewG in der aktuell noch geltenden Fassung des BewG anzuwenden. Das durch das Grundsteuer-
Reformgesetz vom 26.11.2019 (BGBL | 2019, 1794 --GrStRefG--) geanderte Bewertungsrecht, in dem u.a. 88 129 bis
133 BewG weggefallen sind (vgl. Art. 2 Nr. 1 Buchst. v GrStRefG), findet nach dem neuen & 266 BewG erst vom Jahre
2022 (Hauptfeststellung) bzw. 2025 (Hauptveranlagung) an Anwendung.

b) Nach & 129 Abs. 1 BewG gelten fur die im Beitrittsgebiet liegenden wirtschaftlichen Einheiten des
Grundvermdgens und fir Betriebsgrundstiicke die festgestellten oder noch festzustellenden Einheitswerte nach den
Wertverhaltnissen zum 01.01.1935 weiter. Nach Abs. 2 dieser Vorschrift werden --vorbehaltlich der 88 129a bis 131
BewG-- fur die Ermittlung der Einheitswerte 1935 statt der 8§ 27, 68 bis 94 BewG u.a. im Einzelnen genannte
Bestimmungen des BewG DDR und der RBewDV mit spateren Anderungen weiter angewandt.

aa) Nach & 10 Abs. 1 Satz 1 BewG DDR ist bei Bewertungen, soweit nichts anderes vorgeschrieben ist, der Preis
anzusetzen, der im gewohnlichen Geschaftsverkehr nach der Beschaffenheit des Wirtschaftsgutes bei einer
Veraufderung zu erzielen ware. Nach § 10 Abs. 1 Satz 2 BewG DDR sind alle Umstande, die den Preis beeinflussen,
zu berlcksichtigen.

bb) & 52 Abs. 1 BewG DDR verweist fur die Bewertung der bebauten und der im Bau befindlichen Grundsticke auf
die durch den Minister der Finanzen zu erlassenden Rechtsvorschriften. Nach & 3a Abs. 1 RBewDV sind bei
Fortschreibungen und bei Nachfeststellungen der Einheitswerte fiir Grundbesitz der tatsachliche Zustand des
Grundbesitzes vom Fortschreibungs-/Nachfeststellungszeitpunkt und die Wertverhaltnisse vom 01.01.1935
zugrunde zu legen. § 32 Abs. 1 RBewDV unterscheidet funf verschiedene Grundstuckshauptgruppen, zu denen nach
§ 32 Abs. 1 Nr. 2 RBewDV die Geschaftsgrundstiicke zahlen. Das sind bebaute Grundstiicke, die zu mehr als 80 %
unmittelbar eigenen oder fremden gewerblichen oder 6ffentlichen Zwecken dienen.

cc) § 33 Abs. 2 Satz 1 RBewDV schreibt vor, dass alle tibrigen bebauten Grundstuicke (§ 33 Abs. 1 RBewDV nennt
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Mietwohngrundstiicke und gemischtgenutzte Grundstiicke) mit dem gemeinen Wert zu bewerten sind. Lasst sich die
Jahresrohmiete in der Regel unschwer ermitteln oder schatzen, ermdglicht & 33 Abs. 2 Satz 2 RBewDV die
Bestimmung des Werts Uber ein durch die Oberfinanzprasidenten bestimmtes Vielfaches der Jahresrohmiete. Lasst
sich hingegen ausnahmsweise die Rohmiete nur schwer ermitteln oder schatzen, ist das Grundstick nach & 33

Abs. 3 RBewDV mit dem gemeinen Wert zu bewerten.

dd) Der gemeine Wert ist dort nicht definiert. Indes enthielt bereits § 138 Abs. 1 der Reichsabgabenordnung vom
13.12.1919 (RGBL 1 1919, 1993) eine Bestimmung des gemeinen Werts, die ihrerseits im Wesentlichen wortgleich
mit & 10 Abs. 1 Satz 1 BewG DDR (wie auch mit § 9 Abs. 2 BewG) ist. Insofern fiihrt & 33 Abs. 3 RBewDV auf den
Mafistab des § 10 Abs. 1 Satz 1 BewG DDR zurlick.

¢) Fehlt eine Rohmiete und fehlen auch Verkaufe auf den Stichtag 01.01.1935, kann der maf’gebende gemeine Wert
nach & 162 der Abgabenordnung (AO) geschatzt werden (vgl. BFH-Urteile vom 28.10.1998 - II R 37/97, BFHE 187,
99, BStBL 11 1999, 51; vom 31.03.2004 - I R 2/02, BFH/NV 2004, 1626, unter II.1., m.w.N.; vom 24.05.2005 -

II R 2/03, BFH/NV 2006, 29, und vom 02.04.2008 - Il R 59/06, BFHE 225, 482, BStBL 1 2009, 983, unter 11.1.b,
m.w.N.).

d) Das FG hat zutreffend erkannt, dass die Schatzung auf die nach dem 03.10.1990 ergangenen gleichlautenden
Landererlasse (hier: gleichlautende Erlasse in BStBL | 1993, 528 und BStBL | 2011, 283) zu stutzen ist.

aa) Fir die Schatzung eines Grundstlickswerts ist auf die Grundzuge des Sachwertverfahrens in Anlehnung an die
Regelungen der §§ 83 ff. BewG zurlickzugreifen, die jedoch gemaf3 § 129 Abs. 2 BewG nicht unmittelbar anwendbar
sind (BFH-Urteil in BFHE 225, 482, BStBL Il 2009, 983, unter Il.1.c, m.w.N.).

bb) Zur Durchfiihrung der Bewertung im Beitrittsgebiet sind nach dem 03.10.1990 eine Reihe gleichlautender
Landererlasse ergangen. Fur das Grundvermogen zahlen darunter u.a. die gleichlautenden Erlasse in BStBL | 1993,
528.

cc) Der BFH hat die den gleichlautenden Erlassen in BStBL | 1993, 528 zugrundeliegende Schatzungsmethode fur
die Ermittlung des gemeinen Werts von bebauten Grundstiicken auf der Grundlage des Bodenwerts, des
Gebaudewerts und des Werts der AuRenanlagen nicht beanstandet (BFH-Urteil in BFHE 187, 99, BStBL 11 1999, 51;
ebenso BFH-Urteil in BFH/NV 2004, 1626, fur die parallel aufgebauten gleichlautenden Erlasse betreffend die
Bewertung von Fabrikgrundstuicken, Lagerhausgrundstucken, Grundstiicken mit Werkstatten und vergleichbaren
Grundstiicken (Gewerbegrundstiicken) im Beitrittsgebiet ab 01.01.1991 vom 21.05.1993, BStBL | 1993, 467; ebenso
BFH-Urteil in BFH/NV 2006, 29, fiir beide Erlasse).

dd) Der BFH halt an dieser Einschatzung fest. Die gleichlautenden Erlasse in BStBL 1 1993, 528 setzen den von & 10
Abs. 1 BewG DDR erteilten generellen Schatzungsauftrag in zulassiger Weise im Interesse der Einheitlichkeit und
Praktikabilitat um. Es ist nicht nur vertretbar, sondern im Regelfall geboten, diese auch anzuwenden. Abweichungen
kommen nur unter engen Voraussetzungen in Betracht, da andernfalls die Verwaltungsvorschriften ihrer Aufgabe
nicht nachkommen kdonnten, eine mdglichst gleichmafiige Besteuerung sowie Rechtssicherheit zu gewahrleisten
und die im allseitigen Interesse liegende Praktikabilitat des Bewertungsverfahrens sicherzustellen. Abweichungen
sind daher nur moglich, wenn der sich ergebende Grundstiickswert auRerhalb jeder noch vertretbaren Toleranz
liegt. Es besteht ein Korridor zulassiger Werte (so fur den Thiringer Denkmalerlass vom 22.12.1994 BFH-Urteil in
BFHE 225, 482, BStBL 11 2009, 983, unter 11.2.c).

e) Im Streitfall sind die gleichlautenden Erlasse in BStBL | 1993, 528, sachlich einschlagig. Zu deren
Anwendungsbereich gehéren seit der Anderung in Tz. 2.1.1 durch die gleichlautenden Lindererlasse in BStBL |
2011, 283, auch SB-Markte (Discounter) und Verbrauchermarkte.

aa) Fir die Ermittlung des im Streitfall allein streitigen Gebdaudewerts ist nach Tz. 4.2 der Erlasse von dem
Gebaudenormalherstellungswert auszugehen, der sich aus dem nach Tz. 4.2.1 ermittelten umbauten Raum und den
unter Tz. 4.2.2 aufgefihrten durchschnittlichen Raummeterpreisen und Flachenpreisen ermittelt. Der umbaute
Raum ist gemaf’ Tz. 4.2.1 nach Anlage 1 zu ermitteln.

bb) Anlage 1 zu den gleichlautenden Erlassen in BStBL | 1993, 528, schreibt die "Berechnung des umbauten Raums
nach DIN 277 (1934) - abgeleitet -" vor. Der Senat stellt klar, dass er nicht die in BStBL | 1993, 534, 535,
abgedruckte, offenkundig die DIN 277 (1934) unvollstandig enthaltende Version der Anlage 1 (Bruch zwischen

S. 534 und S. 535) anwendet, sondern sich fiir den Inhalt der DIN 277 (1934) auf die vollstandige Anlage 2 zu den

Seite 4 von 6



32

33

34

35

36

37

38

39

gleichlautenden Landererlassen vom 09.11.1992 betr. die Bewertung von Tankstellengrundstiicken im
Beitrittsgebiet ab 01.01.1991 (BStBL | 1992, 712) stutzt, die ebenfalls die "Berechnung des umbauten Raums nach
DIN 277 (1934) - abgeleitet -" enthalt. Allein diese nimmt als sachgerechte Schatzungsgrundlage an der
Bindungswirkung der Landererlasse in dem geschilderten Umfange teil.

f) Die DIN 277 (1934) enthalt Zeichnungen, die u.a. durch unterschiedliche Schraffuren den voll anzurechnenden
umbauten Raum sowie den nicht hinzuzurechnenden umbauten Raum ausweisen. Neben die Zeichnungen sind
Berechnungsanweisungen in Textform gestellt. Ein Rangverhaltnis zwischen Beschreibungen und Zeichnungen ist
dem nicht zu entnehmen.

aa) Danach ist voll anzurechnen der umbaute Raum eines Gebadudes, der umschlossen wird u.a. seitlich von den
Aufdenflachen der Umfassungen sowie oben bei nicht ausgebautem Dachgeschoss von der Oberflache des
Fufbodens Uber dem obersten Vollgeschoss, bei nicht ausgebautem Dachgeschoss mit Drempel von der Traufe. Bei
ausgebautem Dachgeschoss und bei teilausgebautem Dachgeschoss ist die Ermittlung des voll anzurechnenden
umbauten Raums naher beschrieben. Bei Dachdecken, die gleichzeitig die Decke des obersten Vollgeschosses
bilden, und bei Gebauden oder Bauteilen ohne Geschossdecken ist die Traufe mafigebend. Nicht anzusetzen ist u.a.
der umbaute Raum der Dachaufbauten. Die untere Umschliefung ist im Streitfall unproblematisch.

bb) Die beigefuigten Zeichnungen zeigen Querschnitte mit verschiedenen Dachformen.

Der Rauminhalt, der sich unterhalb des tiefsten Schnittpunkts zwischen Dach und Gebaudewand befindet, ist
durchgehend voll anzurechnen. Das gilt sowohl dann, wenn an diesem Schnittpunkt Zwischendecken eingezogen
sind, als auch dann, wenn Zwischendecken fehlen (Zeichnung 1 zum nicht ausgebauten Dachgeschoss mit Drempel
--S. 718--; Zeichnung 1, moglicherweise 3 [undeutlich] zu Dachdecken, die gleichzeitig die Decke des obersten
Vollgeschosses bilden --S. 719--; Zeichnungen 4, 5, moglicherweise 6 [undeutlich] zu Gebauden oder Bauteilen
ohne Geschossdecken --S. 720--, und Zeichnung zu Dachaufbauten), und zwar auch dann, wenn dieser Raum durch
eine Dachkonstruktion durchzogen ist (Zeichnung 4 zu Gebauden oder Bauteilen ohne Geschossdecken --S. 720--).
Es gilt weiter dort, wo Zwischendecken vorhanden sind, aber unter einem nur minimal geneigten Dach ersichtlich
keine Benutzung durch Betreten zulassen (Zeichnung 2 zum nicht ausgebauten Dachgeschoss mit Drempel

--S. 718--, und Zeichnungen 1, 3 zu Gebauden oder Bauteilen ohne Geschossdecken --S. 719 f.--).

Der dariber befindliche Rauminhalt ist --mit einer Berechnungsvereinfachung bei einer durch Dachschragen
bedingten variablen Innenhdhe-- in den Fallen voll anzurechnen, in denen durch zusatzliche Zwischendecken oder
Seitenwande ein Ausbau des Dachraums verdeutlicht ist (alle Zeichnungen zum ausgebauten und zum
teilausgebauten Dachgeschoss).

g) Demgegeniber sind weder 8§ 27, 68 bis 94 BewG noch die BewRGr auf die Einheitsbewertung im Beitrittsgebiet
anwendbar. § 129 Abs. 2 BewG ordnet die Nichtanwendung der §§ 27, 68 bis 94 BewG ausdriicklich an (vgl. BFH-
Urteil in BFHE 225, 482, BStBL 11 2009, 983, unter Il.1.c, m.w.N.). Dementsprechend sind auch die BewRGr,
namentlich Abschn. 37, auf den sich die Klagerin beruft, nicht anwendbar. Sie interpretieren lediglich die
Vorschriften des BewG und haben deshalb keinen verselbstandigten Geltungsanspruch.

Aus dem Formblatt EW 316/35, das die Finanzverwaltung herausgibt, ergibt sich nichts anderes. Wie sich aus den
beigefligten Erlauterungen ergibt, wendet die Finanzverwaltung die BewRGr nicht an, sondern rechnet die Angaben
des Steuerpflichtigen zur Kubatur selbstandig auf die Anforderungen des Beitrittsgebiets um. Das Formblatt
eroffnet zwar eine Ermittlung der Kubatur in Anlehnung an die DIN 1950, erachtet diese jedoch nicht abschliefiend
fur maRgebend. Vielmehr heiit es dort, dass das FA "aus lhren Angaben zum umbauten Raum nach der DIN 277
(Fassung 1950) den umbauten Raum fir die Ermittlung des Einheitswerts nach den Wertverhaltnissen vom 1. Januar
1935 ableiten” werde. Folgerichtig wird der Steuerpflichtige in dem Erlauterungstext zu den Gebaudequerschnitten
jeweils aufgefordert, die kleinsten Hohen bzw. die Traufhchen kenntlich zu machen. Sind keine Zwischendecken
vorhanden, spielen diese Daten fur die Bewertung im Altbundesgebiet keine Rolle, da unterschiedliche
Bewertungsansatze dort bauliche Abtrennungen voraussetzen. Sie werden nur fiir die Bewertung im Beitrittsgebiet
bendtigt.

3. Zu dem nicht zu bewertenden Dachraum gehort derjenige Teil des Raumvolumens, der auf Hohe des tiefsten
Schnittpunkts zwischen AuRenwand und Dach beginnt. Er entspricht dem Traufpunkt. Ein auf allen Seiten von den
AuRenflachen der baulich untrennbar zum Gebaudekorper gehérenden Gebaudeumfassungen umschlossener Raum
ist voll anzurechnen.
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a) Die Mafdgeblichkeit der Traufhohe ergibt sich aus Text und Zeichnungen der DIN 277 (1934).

aa) Bereits der Text lasst erkennen, dass ausnahmslos die Hohe der Traufe die unterste denkbare Ebene ist, an der
das nicht hinzuzurechnende Raumvolumen des Dachs beginnt. Das gilt auch dann, wenn unterhalb der Traufe eine
abgehangte Decke eingezogen ist. Es kann dahingestellt bleiben, ob der Raum zwischen einer derartigen Decke und
dem Dach als "Dachgeschoss” i.S. der DIN 277 (1934) bezeichnet werden kann. Handelt es sich um ein
Dachgeschoss, ist nach Mafigabe der Zeichnung 1 "bei nicht ausgebautem Dachgeschoss mit Drempel von der
Traufe" der Raum bis zur Traufe anzurechnen. Handelt es sich nicht um ein Dachgeschoss, ware die abgehangte
Decke auch keine Geschossdecke, so dass nach Mafigabe der Zeichnung 4 "bei Gebauden oder Bauteilen ohne
Geschossdecken von der Traufe" ebenfalls die Traufe mafigebend ware.

bb) Die beigefuigten Zeichnungen zeigen ebenfalls, dass sich ein nicht hinzuzurechnender umbauter Raum
ausschliefslich oberhalb des tiefsten Traufpunkts befinden kann. Teile des umbauten Raums, die nach allen Seiten
von Auftenwanden des Gebaudes eingeschlossen sind, sind unabhangig von der inneren baulichen Gestaltung des
Gebaudes stets voll anzurechnen. Soweit die Klagerin demgegeniber auf das Pultdach trapezformigen Querschnitts
verweist, geht der Einwand fehl. Das Trapez weist in seiner Standardform zwei nicht parallele Schenkel auf. Ein
derartiges Dach verfugt einerseits Uber einen Flachdachbereich, andererseits Uber zwei Schragen mit
entsprechenden Traufpunkten. Wie ein solches Dach zu beurteilen ware, ist im Streitfall nicht zu entscheiden.

b) Soweit sich das BFH-Urteil in BFH/NV 2010, 1244 auf Rechtsvorschriften bezieht, die im Beitrittsgebiet nicht
anwendbar sind, sind die dort entwickelten Grundsatze auch nicht anwendbar. Das betrifft das Verstandnis des
Abschn. 37 BewRGr. Im Ubrigen hatte sich der BFH zu Raumteilen, die allseitig von GebdudeauRenwinden
umschlossen sind, auch nicht gedaufert.

¢) Die tatsachliche Nutzung des zwischen der abgehangten Decke und der Ebene durch den Traufpunkt befindlichen
Raumvolumens ist nicht erheblich.

d) Dieses Ergebnis ist schliefslich auch mit Blick darauf systemgerecht, dass AusgangsgrofRe des Sachwertverfahrens
nach den gleichlautenden Landererlassen in BStBL 1 1993, 528 die Gebdaudenormalherstellungskosten sind. Zum
einen spielen die tatsachlichen Herstellungskosten keine Rolle. Zum anderen sind die Herstellungskosten des
umbauten Raums nicht deshalb niedriger, weil zusatzlich eine abgehangte Decke eingezogen wurde, um technische
Installationen zu verbergen. Die Klagerin vergleicht zu Unrecht die Herstellungskosten einer abgehangten Decke
mit denen einer begehbaren Geschossdecke. Inwieweit die Finanzverwaltung in anderen vergleichbaren Fallen das
Raumvolumen oberhalb der abgehangten Decke nicht hinzugerechnet hat, entzieht sich der Kenntnis des Senats
und ist fir die Entscheidung des vorliegenden Rechtsstreits auch nicht erheblich. Die Selbstbindung der Verwaltung
bezieht sich auf die gleichlautenden Landererlasse in BStBL | 1993, 528, einschlieBlich ihrer zutreffenden Anlagen,
nicht hingegen auf Entscheidungen in Einzelfallen.

4. Nach diesen Maf3staben hat das FA zu Recht den Raum zwischen den abgehangten Decken und dem tiefsten
Schnittpunkt zwischen Aufienwand und Dach bei der Bewertung beriicksichtigt und lediglich den daruber
befindlichen Dachraum ausgeklammert. Weitere Parameter der Bewertung stehen nicht im Streit.

5. Eine Uberraschungsentscheidung und damit ein VerstoR gegen Art. 103 Abs. 1 GG i.V.m. & 119 Nr. 3 FGO liegt
nicht vor. Die Nichtanwendung der fir die Einheitsbewertung in den Altbundeslandern geltenden Regeln ergibt sich
eindeutig aus dem Gesetz und war auch tatsachlich im Verfahren thematisiert worden.

6. Die Kostenentscheidung folgt aus & 135 Abs. 2 FGO.

Quelle: www.bundesfinanzhof.de

Seite 6 von 6


https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202110090/

	Urteil vom 14. Oktober 2020, II R 4/19
	Leitsätze
	Tenor
	Tatbestand
	I.

	Entscheidungsgründe
	II.



